u et NO 


Redaktion und Verlag 
von R. Hahn, Kirchplatz Nr. 3. 
Druck der Graßmanu'ſchen Buchdruckerei. 


5 5 netter) 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
Annahme: Kirchplatz 3 und 
Schulzenſtraße 17 bei O. H. T. Poppe. 


N 104. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
20. Plenarſitzung vom 2. März. 
(Schluß.) 

v. Waldow ⸗Steinhöfel meint, daß der Her- 
zog v. Ujeſt den $. 4 nicht recht verſtanden habe. 
Wenn es ſich wirklich blos um eine Kleinigkeit handele, 
ſo müſſe er das Prinzip um ſo eher feſthalten. Herrn 
v. Kleiſt⸗Retzow gegenüber meint er, daß Schulangele- 
genheiten deſſen Achillesferſe ſeen. Im Uebrigen em- 
pfiehlt er ſeinen Antrag. 

Graf v. Borries befürwortet ſein oben mitge⸗ 
theiltes Amendement. 

v. Kleiſt-Retzow: Im Abgeordnetenhauſe find 
für dieſes Geſetz die Herren Bieck, Wantrup und Stroſſer 
eingetreten. Dieſe drei Männer ſind die Vorkämpfer 
der konſervativen Intereſſen ſeit 1848. Wenn ſolche 
Männer ein Geſetz vertreten, jo ſollte man ihnen nicht 
unterſchieben, daß ſie es aus anderen Rückſichten thun, 
als aus Wohlwollen für Kirche und Schule. Der 
Redner wendet ſich gegen das Amendement v. Waldaw's 
und bittet dasſelbe abzulehnen. 

v. Senfft⸗Pilſach: Mein hauptjächlichftes Be⸗ 
denken gegen das ganze Beſetz iſt das, daß man an 
Stelle der Regungen der Barmherzigkeit und Milde feſte 
Zwangsnormen geſetzt hatte. Iſt denn keine Barm⸗ 
herzigkeit im Lande mehr? Ich erkläre mich eventuell für 
das Amendement v. Waldaw. 

Bei der Abſtimmung über das Amendement von 
Waldaw⸗Steinhöfel wird namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt. 

Dasſelbe wird mit 40 gegen 31 Stimmen ver- 
worfen. Der zweite Theil dieſes Amendements wird 
abgelehnt. Desgleichen wird der Antrag des Grafen 
v. Borries verworfen und der Regierungevorſchlag an- 
genommen. Desgleichen werden die übrigen Paragra- 
phen genehmigt. 

Bei der Abſtimmung über das ganze Geſetz ſtellt 

. Kröcher den Antrag auf namentliche Abstimmung. 
Der Geſetzentwurf wird mit 48 gegen 22 Stimmen 
angenommen. f 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung ift 
die Schlußberathung über den Geſetzentwurf über die 
Erwerbung und den Verluſt dec Eigenſchaft als preu- 
ßiſcher Unterthan, ſowie über den Eintritt in fremde 
Staatsdienſte. Referent Graf Jork v. Warten- 
burg ſchließt ſich dem Antrage der Kommiſſion an, 
welcher dahin geht, neben einigen andern Abänderungen 
an Stelle des Wortes „Preuße“ die Bezeichnung „preu- 
ßiſcher Unterthan“ zu ſetzen und ſomit die Regierungs- 
vorlage wiederherzuſtellen. Graf York meint, daß die 
Ausdrücke Staatsbürger und Unterthan nicht einander 
gegenüberſtehen, ſondern faſt dasſelbe bedeuten. Keines⸗ 
wegs ſei mit dem Worte Unterthan allein der Begriff 
des Pflichtperhältniſſes gemeint. Mit dem Pflichtver⸗ 
hältniß iſt das Rechtsverhältniß verbunden und deswegen 
itte er um Annahme des Antrages. 

Reg.⸗Komm. Graf zu Eulenburg: Die Königl. 
Staatsregierung iſt dem Herrn Vorredner außerordent⸗ 
ich dankbar für ſeine Auseinanderſetzungen. Aber der 
Königl. Staatsregierung thäte es leid, wenn ein Geſetz, 
deſſen Wichtigkeit von allen Seiten anerkannt, an einem 
ſolchen Punkte ſcheitern ſolle. 

v. Kleiſt-Retzow will ſich zwar nicht den Na- 
men Preuße nehmen laſſen, aber es handelt ſich darum, 
gerade dieſes Verhältniß des preußiſchen Unterthanen hier 
ſeſtzuſtellen und deshalb ſchlleßt er ſich dem Antrage des 

eferenten an. 

v. Thaden erkennt in dem Worte Preuße mehr 
als in dem Worte preußiſcher Unterthan und erklärt, 
für das erſtere zu ſtimmen. Jedoch thäte es ihm leid, 
wenn über dieſen ziemlich unwichtigen Gegenſtand ein 
Streit entſtände. 

Referent Graf York erklärt, daß, wenn der Aus- 
druck Preuße von vornherein dringeſtanden haͤte, man 
Nichts, dran auszuſetzen gefunden haben würde. Aber 
das Abgeordnetenhaus habe den Streit angefangen und 
man gehe darauf ein. 

Die Aenderung des §. 1 wird angenommen, dar⸗ 
auf die 88. 2— 11 ohne Diskuſſion. 

Bei §. 12 ſchlägt die Kommiſſion vor, die Worte: 
„Erwerbung fremder Staatsangehörigleit“ auszuſtreichen. 
Aehnliche Aenderungen ſind für die 88. 14 und 19 
vorgeſchlagen, die ſämmtlich angenommen werden und 
ſomit wird das ganze Geſetz genehmigt. 

(Finanzminister v. d. Heydt und Miniſter des In⸗ 
nern Graf zu Eulenburg ſind ins Haus getreten) 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
mündliche Bericht der Eiſenbahn-Kommiſſion über den 
Geſetzentwurf, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von 

innentrop über Olpe nach Rothemühle im Lippethal. 
Verichterftatter Baron Senfft⸗Pilſach ſchlicßt ich dem 
ommiſſionsantrage an, den Geſetzentwurf in der vom 
bbgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung anzunehmen. 
ful Handelsminiſter Graf Ipenplig wünſcht eben- 
gas die Annahme des Entwurfes; ohne Diskuſſion wird 
Vorlage alljeitig angenommen. 
4 e W — e . d 


Stettiner 


En ae 


Abendblatt. Mittwoch, den 3. März 


Der letzte Gegenſtand der Tagesordnung betrifft gierung uns angeht, ein Geſetz zu votiren, deſſen Prinzip 
die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Stadt in wir verworfen haben. Der Reichstag hat dieſe Frage 
Frankfurt a. M. Die Kommiſſion beantragt, den bei dem Geſetz, betreffend einige Rechtsverhältniſſe der 


Zeitung. 


einholen können. 


Geſetzentwurf nebſt dem dazu gehörigen Rezeß in der 
vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Faſſung anzu⸗ 
nehmen. Referent Herr v. Rabe empfiehlt dieſen An⸗ 
trag. Der Entwurf wird ohne Diekuſſion einſtimmig 
genehmigt. Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 
Schluß der Sitzung 5 Uhr. Nächſte Sitzung un- 
beſtimmt. 


Abgeordnetenhaus. 
Einundſechzigſte Sitzung vom 2. März. 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 
11½ Uhr. 
Am Miniſtertiſche: Graf Ißenplitz, v. Selchow 
und mehrere Regierungs-Kommiſſare. 
Der Präſident v. Forcken beck zeigt an, daß er 


die durch den Tod des Geh. Kanzleirath Bleich erledigte 


Stelle des Direktors des Bureaus des Abgeordneten⸗ 


hauſes dem bisherigen erſten Regiſtrator Kanzleirath 
Happel durch Verfügung vom geſtrigen Tage definitiv 
übertragen habe. 


(Allſeitiges Bravo!) 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Ver⸗ 


leſung der Interpellation des Abg. Bieck. Dieſelbe 
lautet: „Dem Vernehmen nach iſt der Magdeburg⸗ 
Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft von der Kgl. 


Staateregierung aufgegeben worden, den Weiterbau der 


Halle-Kaſſeler Bahn jo zu leiten, daß durch ein ſchlelſen⸗ 


förmiges Herumführen derſelben um Witzenhausen dieſe 
Stadt den Bahnhof auf dem linken Ufer der Werra 
erhalte, und daß nur dann von dieſer Bedingung Abſtand 
genommen werden ſolle, wenn von der betreffenden 
Geſellſchaft der Bau einer Zweigbahn von Kaſſel nach 
Helſa ausgefühet würde. An die Kgl. Staatsregierung 
richte ich daher die Frage: 1) ob dieſe Verpflichtungen 
der Magdeburg⸗Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahngeſell⸗ 


ſchaft auferlegt ſeien? 2) welche Gründe die Königliche 


Staatsregierung hierzu veranlaßt haben? 

Der Handelsminiſter erklärt: Ich bin- 
nicht in der Lage über dieſe Interpellation eine Er⸗ 
klärung abgeben zu können, weil ich, da die Inter⸗ 
pellation erſt geſtern in meine Hände gelangt iſt, einen 
Beſchluß des Staatsminiſteriums darüber noch nicht habe 
Ich ſtelle anheim, die Interpellation 
am Freitag oder Sonnabend auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Präſident von Forckenbeck: Die Interpellation 
wird auf die Tagesordnung der Freitagsſitzung geſetzt 
werden. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung: Münd⸗ 
licher Bericht der Agrar-Kommiſſion über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Umwandlung des Erbleihe-, 
Landſiedeleihe- ꝛc. Verhältniſſe in Eigenthum im Regle⸗ 
rungsbezirk Wiesbaden und den vormals Großherzoglich 
heſſiſchen Gebietstheilen. Die Kommiſſion — Bericht⸗ 
erſtatter Abg. v. Breſten — empfiehlt die Zuſtimmung 
zu dem abändernden Beſchluſſe des Herrenhauſes zu 
$. 18 des Geſetzentwurfes und das Haus ſpricht nach 
unerheblicher Diskuſſton dieſe Zuſtimmung aus. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung: Münd⸗ 
licher Bericht derſelben Kommiſſion über den Entwurf 
einer Gemeinheitstheilungs-Ordnung für den Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf. 
Der Geſetzentwurf wird, dem Antrage der Kommiſfion 
gemäß, ohne Diskuſſion, nach den Beſchlüſſen des 
Herienhauſes angenommen. 

Vierter Gegenſtand der Tagesordnung: Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Erweiterung der Verwendungs- 
zwecke der Einnahmen aus dem dem kommunalſtändiſchen 
Verbande des Regierungsbezirks Kaſſel durch den Aller- 
höchſten Erlaß vom 16. September 1867 ülerwieſenen 
vormals kurheſſiſchen Staatsſchatze. Der Geſetzentwurf 
wird dem Antrage der Kommiſſion gemäß, ohne Dis⸗ 
kuſſion, nach den von ihr beſchloſſenen Aenderungen an⸗ 
genommen. 

Es wird hierauf die geſtern abgebrochene Abſtim-⸗ 
mung über die Petition des Berliner Magiſtrats fort⸗ 
geſetzt. Es handelt fi zunächſt um das Alinea 2 des 
Kommiſſionsantrages (llebergang zur Tagesordnung. 
Die Abſtimmung iſt wiederum zweifelhaft; die Zählung 
ergiebt die Ablehnung dieſes Antrages mit 132 gegen 
123 Stimmen. Der Antrag des Abg. Hagen auf 
Ueberweiſung der Petition an die Staatsregierung zur 
Berückſichtigung wird angenommen. 

Sechſter Gegenſtand der Tagesordnung: Bericht 
der Gemeinde-Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betr. 
die Theilnahme der Staatsdiener in Neu-Vorpommern 
und Rügen an den Kommunallaften und dem Gemeinde ⸗ 
Verbande. . 

Die Kommiſſion beantragt die Annahme des 
Geſetzentwurfes in der vom Herrenhauſe beſchloſſenen 
Faſſung, nach welchem beſtimmte Kategorien vo! Be⸗ 
amten, als Landgendarmerie, Geiſtliche, Elementar⸗ 
lehrer ze. von den Steuern befreit bleiben ſollen. 

Abg. Lasker erklärt ſich in der General⸗Disluſſion 


ſo führt er aus, vor eine 


sch eee 


gezogen worden, und wir dürfen deshalb einem kleinen 
Theile der Monarchie nicht einen Vortheil gewähren, 


‚| verftößt. 


dann mit dem Kriegsminiſter v. Roon und dem Chef 


gegen diefen Geſetzentwurf. Wir ſtehen einmal wieder, 
m Falle, in welchem die Re⸗ 
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Bundesbeamten, in unſerem Sinne entſchieden und deshalb 
das organiſche Geſetz verworſen, und wir dürfen ſolche 
Geſetze, die gegen von uns angenommene Grundſätze 
verſtoßen, nicht votiren. Rechtsgleichheit in dieſer Be- 
ziehung exiſtirt bei uns nicht mehr, denn die Bundes- 
beamten ſind bereits zu den Kommunallaſten heran⸗ 


der gegen den von uns angenommenen Grundſatz 


Der Reg.⸗Komm. Geh. Rath Ribbeck empfiehlt 
die Annahme des Geſetzentwurfes, weil es ein dringendes 
Bedürfniß ſei, die Verhältniſſe in Neu-⸗Vorpommern 
und Rügen endlich einmal zu regeln, im Intereſſe der 
betr. Beamten und der Kommunen. Die Diskuſſion 
wird geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird §. 1 des 
Geſetzentwurfs bei der Zählung mit 125 gegen 123 
Stimmen angenommen, in Folge deſſen Abg. Hagen 
namentliche Abſtimmung beantragt. 

Das Reſultat dieſer Abſtimmung iſt die Ablehnung 
des §. 1 mit 139 gegen 133 Stimmen. 

Reg.-Komm. Ribbeck: Ich habe zwar keinen 
Auftrag, beſtimmt auszusprechen, daß die Königliche 
Staatsregierung auf die weitere Berathung des Geſetzes 
keinen Werth lege, erlaube mir aber den Antrag, daß 
das Haus die weitere Berathung heute ausſetzen möge. 

Die Angelegenheit iſt ſomit vorläufig erledigt. 

(Schluß folgt.) 


Deutſchland. 

Berlin, 3. März. Se. Majeſtät der König 
empfing geſtern Morgens, im Beiſein des kommandiren⸗ 
den Generals des Gardekorps, viele Offiziere dieſer 
Truppenabtheilung, hatte hierauf Unterredungen mit den 
kommandirenden Generalen des 9. und 10. Armee⸗ 
Korps, v. Manſtein und v. Voigts⸗Rhetz, und arbeitete 


des Militär-Kabinets, v. Tresckow, vorher hatte der 
Polizei⸗Präſident, v. Wurmb, Vortrag. — Nachmittags 
ertheilte der König der Hanauer Deputation und zwar 
dem Landrath v. Schröter und dem Ober-Bürgermeifter 
Carl Caſſian, ſowie dem katholiſchen geiſtlichen Prinz 
Edmund Radziwill, der von Rom hierher zurückgekehrt 
iſt, Audienz, und konferirte ſpäter noch mit dem Finanz⸗ 
miniſter v. d. Heydt. — Der König hörte geſtern Mor- 
gens im Palais einen Theil der alten, vom Muſik⸗ 
Direktor Wiepricht wieder neu inſtrumentirten Märſche. 
Geſpielt wurden dieſelben unter Leitung desſelben vom 
Muſikkorps des 2. Garde- Regiments z. F. Heute, 
morgen und auch am Freitag werden dem Könige die 
übrigen Märſche noch vorgetragen und zwar wechſelnd 
von verſchiedenen Muſiklorps. — Im Kronprinzlichen 
Palais iſt heute Soirée mit Tanz. 

— Der Prinz und die Prinzeſſin Leopold von 
Hohenzollern ſind geſtern Mittags zum Beſuch an den 
Herzoglichen Hof nach Deßau gereiſt. Der Kronprinz 
nebſt Gemahlin, ſowie ſämmtliche Mitglieder der Königl. 
damilte machten den Hohenzollern 'ſchen Herrſchaften noch 
ihre Abſchiedsbeſuche. 

— König Wilhelm wird, wie jetzt verlautet, am 
6. Mai in Bremen erwartet. Es werden in Bremen 
zum würdigen Empfang desſelben große Vorbereitungen 
getroffen. Der König wird Nachmittags die Stadt be⸗ 
ſehen und um 6 Uhr nach Oldenburg fahren, um da- 
ſelbſt im Palais des Großherzogs, der ihn in Bremen 
in Empfang nimmt, zu übernachten. Am kommenden 
Tage reiſt der König nach Heppens; ob von dort aus 
mit dem Lloyddampfer eine Fahrt nach Bremerhafen 
und Geeſtemünde gemacht wird, iſt noch nicht beſtimmt. 

Köln, 2. März. Die „Köln. Zig.“ meldet, 
daß die in der Nacht vom 15. zum 16. v. Mts. im 
Theater beſchäftigt geweſenen fünf Bühnenarbeiter geſtern 
Mittag auf Anordnung des Königlichen Unterſuchungs⸗ 
richters ſämmtlich verhaftet und geſchloſſen nach dem 
Arreſthauſe transportirt worden find. Es iſt anzuneh⸗ 
men, daß ſich ein dringender Verdacht wegen ſehr ſtraf⸗ 
barer Fahrläſſigkeit gegen die Verhafteten herausgeſtellt 
hat. Was die Frauensperſon betrifft, die ſich anklagt, 
das Theater in Brand geſteckt zu haben, ſo ergaben ſich 
Umſtände, welche direlt darauf hinweiſen, daß dieſe 
Selbſtanklage nicht ſo unbegründet iſt, wie allgemein 
angenommen wurde. Auf die Frage, ob ſie in der 
Brandnacht mit den Arbeitern im Theater zuſammen⸗ 
geweſen ſei, ſoll ſie jede Erklärung abgelehnt und geſagt 
haben: „Wenn die ſich nicht ſelbſt hineinrennen, dann 
werde ich ſie gewiß nicht verrathen.“ 

Frankfurt a. M., 2. März. Die hieſige 
Stadtverordneten-Verſammlung hat beſchloſſen, den Be⸗ 


richt der Deputation nebſt dem Rezeßvertrage behufs 
Prüfung der Rechtsfragen, namentlich der Frage, ob 
das Mandat zum Abſchluſſe des Vertrages nicht über⸗ 


ſchritten worden ſei, an eine Kommiſſion zu überweiſen. 
Ausland. 
5 Wien, 2. März. In der 


der Geſchütze das Hauptaugenmerk gerichtet werden. 
Die Fregatte wurde in einer unglaublich ſchnellen Zeit 
fertig gemacht und ging ohne Verzug in See. 
neue Mannſchaft iſt ein Gemiſch unwiſſender, mit der 


heutigen Stzung von dieſen find in 


Pre is in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


des Reichsraths brachte der Unterrichts miniſter den Geſetz⸗ 40 
entwurf betreffend das Volksſchulweſen ein. Bei Er⸗ 1 


läuterung des Entwurfs erklärte der Miniſter, die Re⸗ 1 
gierung habe für denſelben die beſten Geſetzgebungen i 
benutzt. In Berückſichtigung der Einzelländer jet der 7 


Landesgeſetzgebung genügender Spielraum gelaſſen wor⸗ 2 
den. Die Regierung hofft, es werde dem Zuſammen⸗ 
wirken der geſetzgebenden Faktoren gelingen, ein vollen⸗ IM 
detes Werk zu Stande zu bringen. 1 

— Daß der Untergang des „Radetzly“ mit dem 1 
immer noch nicht überwundenen öͤſterreichſſchen Schlen⸗ 11 
drian zuſammenhängt, geht aus einem von der „Preſſe“ 
mitgetheilten Briefe hervor, den einer der mitverunglück⸗ 
ten Offiziere vor der Einſchiffung an ſeine Angehörigen 
gerichtet hat. Es heißt darin unter Anderm: Wir er⸗ 
halten Ordre in der möglichſt kürzeſten Zeit die Fre⸗ 
gatte „Radetzky“ auszurüſten, neu ausgehobene Rekruten 
aufzunehmen und mit denſelben eine Uebungsfahrt aus⸗ 
zuführen. Da die Bemannung erſt eingereiht iſt, jo 
müſſe vorzüglich auf die Bedienung und Verwendung 


Die 


Ste wenig vertrauter Rekruten oder verwegener Leute, 
die ſchon Manches trotz ihrer Jugend beſtanden und 
erfahren haben. Das Schiff iſt alt, taugt nicht viel, 
und weil es eben zu einer Uebungsfahrt beſtimmt iſt, 
ſo geht man über manche Vorſichtsmaßregeln hinweg, 
welche im Ernſtfalle unheilvolle Folgen nach ſich ziehen 
könnten. Ich freue mich auf die Exkurſion, aber ich 
kann nicht verſchweigen, daß mich ein ganz eigenthüm⸗ 
liches Gefühl bei dem Gedanken übermannt, daß wir 
mit ſehr unwiſſenden Leuten eine Uebung im Geſchütz⸗ 
feuer, und ausſchließlich in dieſem, vornehmen müſſen, 
und daß die Ausrüſtung des alten Schiffes „gar über 
eilt durchgeführt werden mußte.“ 

Paris, 2. März. Ein Kaiſerliches Dekret 
verfügt, daß die Koſten der Leichenbegängniſſe Troplong's 
und Lamartine's vom Staate beſtritten werden ſollen. 
— In diplomatiſchen Kreiſen verlautet, daß Ritter Nigra 
ſeinen hieſigen Poſten mit der Geſandtſchaft in London 
vertauſchen wird. 

London, 27. Februar. Dreiundzwanzig Tage 
hat der große Nonnenprozeß Saurin versus Starr 
gewährt, um geſtern zur Genugthuung des Publikums 
in einem Schwurgerichtsſpruch zu enden, welcher der 
Klägerin, der barmherzigen Schweſter Saurin, von der 
verllagten Oberin des Konvents einen Schadenerſatz 
von 500 Pfd. St. zuſpricht. Allerdings iſt dies nur 
der zehnte Theil des Beanſpruchten, aber doch ein Scha⸗ 
denerſatz. Die Geſchworenen erkannten nur die Anklage 
punkte „Libell und Konſpiration“ erwieſen. Die Preſſe 
und das Publikum haben den endloſen Kleinigkeiten des 
Prozeſſes ungeſchwächte Aufmerkſamkeit zugewendet, um 
einmal die Gelegenheit zu benutzen, „über alle Detaills 
des inneren Konventslebens ſich zu informiren“. Das 
Geſammturtheil der Preſſe läßt ſich dahin zuſammen⸗ 
ſaſſen: „Wir haben uns überzeugt, daß die von Pro⸗ 
teſtanten behaupteten Konventsgräuel nicht exiſtiren, aber 
gelernt, daß eine unſägliche Melancholie, viele unchriſt⸗ 
liche Unbarmherzigkeit, eine unglaublich alberne Seibſt⸗ 
tour und Tortur Anderer durch kraſſe Uebertreibung 
Heinfter Unarten dort die Tagesordnung iſt, und hoffen, 
daß der Mode gewordenen Sentimentalität über die 
Reize des Konventslebens eine nachhaltige Lektion gege- 
ben werde.. 
Pommern. 

Stettin, 3. März. Aus der geſtrigen Stadt⸗ 
verordneten⸗Sitzung berichten wir Folgendes: Nachdem 
der Herr Vorſitzende auf Grund des vom Magistrat 
überſandten Programmes in Betreff der zu Oſtern d. 
J. ſtattſindenden öffentlichen Schulprüfungen den Wunſch 
ausgeſprochen, daß fi auch die Herren Stadtverord⸗ 
neten an denſelben recht lebhaft betheiligen möchten, fanden 
in Folge der neuen ſtädtiſchen Bezirkseintheilung die Vor⸗ 
ſchläge zu der in der nächſten Sitzung ſtattfindenden Neu- 
wahl einer Anzahl von Bezirksvorſtehern nebſt Stell⸗ 
vertretern, ſowie verſchiedener Schiedsmänner ſtatt. Zu 
letzterem Amte wurde gewählt: für den 4. Bezirk der 
Kaufmann Lenzner, für den 7. der Buchdruckerei⸗ 
befiger C. Redies, für den 15. der Kaufmann Th. 
Fuchs, für den 16. der Kaufmann Lomnitz, für 
den 17. der Rentier Emil Dreyjahr, für den 18. 
der Rentier Weißig und für den 19. der Kaufmann 
Gutknecht. — Herr Dr. Meyer referirte aus dem vom 19 
Dr. Steffen dem Magiſtrat eingereichten Jahresbericht ii 
der Kinderheil- und Diakoniſſen-Anſtalt pro 1868, zu 
welcher die Stadt einen jährlichen Beitrag von 3000 
Thlr. gewährt. Danach enthält die ſeit 1851 ſegens⸗ A 
reich wirkende Anſtalt 56 Betten, von denen 30 gratis 
belegt werden. In derſelben wurden im vorigen Jahre 
430 Kinder unentgeldlich, 50 gegen Zahlung be⸗ 
handelt, wovon als geheilt 329 entlaſſen, 70 geſtor - 
ben. In der Anſtalt befinden ſich 26 Diakoniſſen; 

derselben aber nur 15, außerhalb 
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11 thätig. Die Geſammtunkoſten haben pro 1868 
4900 Thlr. betragen. — An Stelle des wegen Krank- 
heit aus ſeinem Amte als Armenpfleger des 24. Be- 
zirks entlaſſenen Rentiers Reichenbecher wurde der Ren- 
ter Wilh. Lublow gewählt. — Herr Reimarus 
referirte über den in voriger Sitzung vom Herrn Dr. 
Amelung geſtellten Antrag: „den Magiſtrat um eine 
Vorlage darüber zu erſuchen, welche finanziellen Folgen 
die Aufhebung der Seitens der Stadt mit verſchiedenen 
Erwerbern von Petrihöfer Parzellen geſchloſſenen Kauf- 
verträge für die Kommune haben würde“, und ſprach 
ſich gegen dieſen Antrag aus. Wer mit ihm die An⸗ 
ſicht theile, daß der Magiſtrat beim Abſchluß der Kon⸗ 
trakte in dem guten Glauben gehandelt habe, es werde 
für die verkauften Parzellen die Baufreiheit ertheilt wer⸗ 
den, werde ebenfalls gegen den Antrag ſtimmen, zumal 
noch für den Magiſtrat der Umſtand ſpreche, daß er den 
Prozeß gegen Herrn Siebner in erſter Inſtanz gewonnen. 
Was die der Stadt aus einer Aufhebung der Kontrakte er⸗ 
wachſenen Ausgaben betreffe, ſo ergebe der Etat, daß auf die 
verkauften 8 Parzellen für die Stadt 20,000 Thlr. 
Reſtlaufgelder hypothekariſch eingetragen, und da Y, 
der Kaufgelder ſ. Z. baar bezahlt ſeien, ſo müßten 
außerdem 4000 Thlr. zurückgezahlt werden. Herr 
Syndikus Gieſebrecht erklärt, daß er ſich enthalten 
müſſe, auf die materielle Seite der Frage einzugehen, 
da der Magiſtrat in der Sache noch keinen Beſchluß 
gefaßt habe. Nur in finanzieller Beziehung wolle er 
anführen, daß die Stadt baar empfangene 40 14 Thlr. 
3 Sgr. 9 Pf. Kaufgelder, 154 Thlr. 7 Sgr. Ge⸗ 
richtskoſten, 42 Thlr. Notariatsgebühren, 242 Thlr. 
25 Sgr. Stempel, 35 Thlr. 14 Sgr. 9 Pf. In⸗ 
ſertionskoſten und 3065 Thle. 29 Sgr. 3 Pf. Zinſen, 
alſo im Ganzen 7553 Thlr. 19 Sgr. 9 Pf. zurück 
zu zahlen haben, außerdem aber einen jährlichen Zins⸗ 
verluſt von 989 Thlr. haben würde. Herr Profeſſor 
Schmidt befürwortet den Amelung' ſchen Antrag ſehr 
warm. Er hebt beſonders hervor, daß es ein höheres 
Recht als das geſchriebene, deſſen Buchſtabe für den 
Magiſtrat ſpreche, gebe und nach dieſem müſſe hier 
geurtheilt werden. Herr Dr. Amelung wiederholt, 
daß er nur behauptet habe, beide kontrahirende Theile 
hätten ſich bei Abſchluß der Verträge im Irrthum be⸗ 
funden, es gezieme der Gemeindevertretung nicht, ein- 
zelnen Mitbürgern gegenüber ſich auf juriſtiſche Spitz⸗ 
findigkeiten zu ſtützen. Deshalb könnten auch nicht 
formelle, ſondern nur materielle Gründe und Billigkeits⸗ 
rückſichten maßgebend ſein. Man müſſe den Streit in 
billiger und gerechter Weiſe beizulegen ſuchen, in dieſer 
Anſicht beirre ihn auch nicht die Höhe der zu zahlenden 
Entſchädigungen. In vielen Fällen ſei übrigens eine 
Aufhebung des Kontraktes nicht nur nicht möglich, ſon⸗ 
der auch nicht einmal nöthig, vielmehr würden ſich 
manche Parzellenerwerber ſchon mit einem Zinſenerlaß 
bis zur Gewährung der Baufreiheit zufrieden ſtellen 
laſſen. Herr Tieſſen bezweifelt das Vorhandenge⸗ 
weſenſein des vom Antragſteller erwähnten beiderſeitigen 
Jrrthums. Die Käufer der Parzellen hätten ſich vor 
dem Abſchluß des Kaufgeſchäfts einfach ſchon durch Regts. Nr. 9, der Abſchied bewilligt. g 
Einſicht des Rayongeſetzes überzeugen können, daß in — Das „Militär - Wochenblatt“ enthält einen 
jedem Falle die Genehmigung der Militärbehörde zur intereſſanten Artikel über die Fortbildung der Feuer⸗ 
Bebauung erforderlich jet. Nur wenn erwieſen werde, waffen im Jahre 1868. Man erfährt daraus, daß 
daß die Käufer in den Irrthum verſetzt ſeien, der von in dem norddeutſchen Bundesheere an der Ausrüſtung 
der Stadt vorgelegte Bebauungsplan habe oder werde mit dem „bewährten“ Zündnadelgewehr „rüſtig“ fort- 
die Genehmigung der Regierung erhalten, in welchem gearbeitet worden. Für den Bedarf der Feſtungen 
Falle die Bebauung unbedingt ebenfalls genehmigt wurden gezogene Perkuſſionsgewehre eigener und fremder 
worden, könne er den vorliegenden Antrag für begründet Konſtruktion, als eroberte öſterreichiſche u. ſ. w. zur 
erachten. Herr Wie mann betont, daß die in Rede Hinterladung umgearbeitet. Perkuſſtonirte Waffen führt 
ſtehende Angelegenheit in weiten Kreiſen der Bürger- noch die preußiſche ſchwere Kavallerie in Geſtalt einer 
ſchaft einen peinlichen Eindruck gemacht, rekapitulirt glatten Piſtole. Vergleichsverſuche der Schießſchule in 
den Gang der amtlichen Verhandlungen zwiſchen Spandau haben bewieſen, „daß das Zündnadelgewehr 
dem Magiftrat und der Milltärbehörde und meint, in Bezug auf Feuergeſchwindigkeit und Präziſion“ mit 
daß der Magiftrat moraliſch verpflichtet geweſen ſei, den Gewehren der bekannteſten Syſteme konkurriren karn. 
Erfolg der Verhandlungen öffentlich zur Sprache zu „Die Ueberlegenheit des kleinen Kalibers in Bezug auf 
bringen. Die Unterlafjung jet außerordentlich zu be- Raſanz dürfte dagegen ein unter Umſtänden ſchwer wie⸗ 
dauern und bitte er deshalb dringend, für den Ame- gender Faktor bleiben.“ 

lung'ſchen Antrag zu flimmen. Herr Dr. Wolff er- Fiddichow, 1. März. Geſtern gegen 6 Uhr 
klärt, wenn auch aus anderen Motiven als der Dr. Abends entſtand auf der / Meile von der Stadt 
Amelung, doch auf deſſen Standpunkt zu ſtehen und gelegenen Waſſermühle Feuer, welches Stall und Scheune 
führt dem Vorredner gegenüber aus, daß der Magt- des Etabliſſements in kurzer Zeit verzehrte. Das Vieh, 
ſtrats⸗Kommiſſarius, Herr Syndikus Gieſebrecht, bis auf 3 Enten, welche auf den Mühlenteich retirirt 
eine damals die Verſammlung vollſtändig befriedigende waren, ſämmtliche Futtervorräthe und ſonſtigen Inven⸗ 
Auskunft über die Sachlage geseben habe. Durch die tarienſtücke find dabei ein Raub der Flammen geworden. 
Annahme des Amelung' ſchen Antrages würde die Ver- Die Entſtehungsart des Feuers it unbelannt. 
ſammlung übrigens in keiner Weiſe gebunden, da durch Von der Ditfee ſchreſbt man dem „Berliner 
dieſelbe die Details der Sache noch keineswegs er- Fr.⸗Bl.“: Vor einigen Tagen hatte der Holzhauer 
ledigt würden. Ihm erſcheine es nur recht und billig, Dühl aus Vietzig, bei Misdroy, das Unglück, daß ſein 
wenn die Kontrahenten den Schaden zu gleichen Thei- | Mitarbeiter beim Ausroden einer Wurzel ihm ſaͤmmt⸗ 
len trügen. Herr Syndikus Gieſebrecht replizirte, liche Finger abſchlug. In ſeine Wohnung gebracht, wo 
man möge aus ſeinem Schweigen nicht entnehmen, daß die Frau ſich eiligſt entfernte, um einen Schäfer zum 
er die Anführungen der Herren Wiemann und Ame- Anlegen des Verbandes herbeizurufen, benutzte Dühl 
lung irgendwie als richtig anerkenne. Nach kurzen dieſe Gelegenheit und machte feinem Leben ein Ende, 
indem er in unerklärlich geſchickter Weiſe mit der un⸗ 
und nachdem auch der Herr Vorſteher betont, daß ein | verlegten linken Hand eine Waſchleine, die am Stuben- 
Beſchluß der Verſammlung im Sinne des Amelung- balken hing, ſich um den Hals ſchlang. Seine Frau 
ſchen Antrages dieſelbe in keiner Weije binde, wurde ſand ihn bei ihrer Rückkehr ausgeſtreckt auf dem Boden 
zur Abſtimmung geſchritten und — wie erwähnt — und völlig todt. Der Dühl war ein rüſtiger Mann, 
der Amelung ' ſche Antrag angenommen. — Ein Geſuch ordentlich und beſonders fleißig und geſchickt in der 
des Stättegelderhebers Buſch wegen Aufhebung ſeines Arbeit; er hinterläßt nur die Wittwe. Sechs Kinder 
bis zum 1. Juli 1870 laufenden Pachtvertrages und hat er begraben. — Frühlingsboten leben und weben 
Rückzahlung der beſtellten Kaution — welches Geſuch am Strand jo fleißig wie im Binnenlande. Anfang 
bereits vom Magiſtrat zurückgewieſen — wurde auch Februar fanden ſich Mückenſchwärme am Rand des Wal- 
Seitens der Verſammlung abgelehnt. — Für die Ueber- 
ſiedelung des ſtädtiſchen Muſeums nach dem Gebäude 
der ſtädtiſchen Turnhalle sc. wurden 142 Thlr. 6 Sgr. 
3 Pf. entſtandener Koſten bewilligt. — Ebenſo be- 
willigte die Verſammlung an Reiſekoſten für 2 ſtädtiſche 


gen 42 Thlr., an jährlichen Beiträgen zur ferneren 
Förderung der Zwecke dieſer Konferenz 210 Thlr. und 
für die Aufnahme eines Situationsplanes des ſtädtiſchen 
Terrains 10 Thlr. — Bekanntlich hat die Stadt das 
ehemalige Berkhoffſtiſt, Roſengarten Nr. 16, mit einer 
Grundfläche von 7099 F. zum Preiſe von ca. 42,600 
Thlr. Behufs Erbauung eines Gymnaſſi angekauft. 
Von dem Magiſtrat iſt nun eine Bauſkizze nebſt Koſten⸗ 
anſchlag auf Höhe von 61,600 Thlr. zur Errichtung 
eines Gymnaſiums mit 16 Klaſſen vorgelegt, über 
welche ſich eine längere Debatte entſpann, in der es 
ſich hauptſächlich darum handelte, wie weit die Neubau- 
ten auszudehnen, namentlich ob auch auf die Errichtung 
einer vierklaſſigen Vorſchule, Anlegung einer Dienſtwoh⸗ 
nung für den Direktor und Herſtellung einer Aula Rück⸗ 
ſicht zu nehmen ſei. Dieſe Einrichtungen fanden, ab⸗ 
weichend von dem Vota der Finanz⸗Kommiſſion, wel⸗ 
ches dahin ging: „nur ein Gebäude mit der Fronte 
nach der grünen Schanze nebſt Seitenflügel, in wel⸗ 
chem 12 Klaſſen eingerichtet werden ſollen, zu erbauen, 
dagegen das alte Stiſtsgebäude am Roſengarten vor⸗ 
läufig unbenutzt zu laſſen“, namentlich in der Perſon 
des Magiſtrats⸗-Kommiſſarius, Herr Stadtſchulrath Bal⸗ 
ſam, einen warmen Vertheidiger. Bei der Abſtimmung 
entſchied ſich die Verſammlung für den Antrag der Fi⸗ 
nanz⸗Kommiſſion. — Für 6 ſtädtiſche Wieſen an der 
kleinen Reglitz, find ſtatt bisheriger 82 Thlr. 8 Sgr. 
nur 76 Thlr. 20 Sgr. Pacht geboten. Auf Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Gräber ertheilt die Verſammlung den 
Zuſchlag. — Bei den im vorigen Jahre an der Ger- 
trudſchule vorgenommenen Reparaturen iſt der Koſten⸗ 
anſchlag um 530 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. überſchritten, 
welche Summe die Verſammlung nachträglich bewilligt. 
— Bei dem Ankauf von 3 Parzellen in Podejuch Sei⸗ 
tens der Cementfabrik in Finkenwalde verzichtet die Ver⸗ 
ſammlung auf die Ausübung des dem Johanniskloſter 
zuſtehenden Vorkaufsrechtes. — Die Erledigung einiger 
Rechnungsſachen wurde wegen vorgerückter Zeit vertagt. 

— In allen Kreiſen der Bevölkerung hat die 
Nachricht von dem Verbleiben unſeres Herrn Ober- 
Präſidenten in ſeiner gegenwärtigen Stellung, die freu- 
digſte Theilnahme hervorgerufen. Herr v. Münchhausen 
hat es verſtanden, durch Humanität und durch das 
wärmſte Intereſſe für unſere Provinz ſich allgemeine 
Hochſchätzung und Verehrung zu erwerben, und ſo 
dürfte der Wunſch, daß dieſer tüchtige Beamte uns für 
immer erhalten bleiben möge, gewiß in den Herzen 
aller unſerer Mitbürger ſein Echo finden. — Unter 
den hervorragenden Kandidaten für das Ober-Präſidium 
der Provinz Preußen wird jetzt der Ober-Präſident von 
Poſen, Herr v. Horn, genannt. 

— Dr. Röhreke, Unterarzt vom 5. pomm. Inf.⸗ 
Regt. 42, iſt zum Aſſiſtenz⸗Arzt befördert; Dr. Zochert, 
Aſſiſtenzart vom 2. Bat. (Mühlhauſen) 1. thür. Landw.⸗ 
Regt. Nr. 31, beim 1. Bat. (Conitz) 4. pommerſchen 
Landw.⸗Regts. Nr. 21 einrangirt; Dr. Schmidt, Stabs⸗ 
arzt vom 1. Bat. (Schivelbein) 2. pomm. Landw. 
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des, Waſſerkäfer an den Schilfhalmen des Stromufers, habe. 
Die Wieſen wer- der Mörder. 
diejenigen, welche die That verübt, und über die Motive, 
Haſelnüſſe blühen ſeit vier Wochen. Am zweiten Weih- welche fie geleitet. Dazu kam noch, daß die Schuldigen 
nachtsfeiertage wurde ein friſches Stiefmütterchen an den die Juſtiz wiederholt auf falſche Fährte leiteten. In 
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Ebenſo die Tizufte, welche jetzt beim Verſchneiden der 
Hecken dicke Büſchel unverletztes Laub zeigt. Flieder, 
wilde Roſen und Stachelbeeren öffnen die Blattknospen. 
Starke Triebe an den Obſtbäumen verheißen ein ge⸗ 
ſegnetes Obſtjahr. Die Gartenarbeiten ſind, mit Aue⸗ 
nahme von drei Wochen, da Schnee fiel, gar nicht 
eingeſtellt. Tauben, von denen im November in einen 
wenig geſchützten Schlag fünf Paar geſetzt wurden, 
haben gebrütet. Am 8. Dezember kam die erſte Junge 
ins Freie, und bis jetzt find von den fünf Paar drei- 
zehn Paare. Vor zehn Tagen hörte man ein Finken⸗ 
pärchen zwitſchern. Die Sperlinge bauen. 
ermiſchtes. 

Berlin. Vor circa 2 Jahren kaufte ein in 
der Republik Argentina wohnender Oekonom in Preußen 
veredelte Schafe und übergab dieſelben zum Transport 
nach Amerika dem 18 jährigen Sohne des in der alten 
Jakobsſtraße wohnenden Schneidermeiſters Sch. Ver⸗ 
geblich harrte der Vater auf Briefe oder die Rückkunft 
ſeines Sohnes, deſſen Beſtimmungsort er nicht genau 
kannte. Ihm wurde in Folge deſſen der Rath gegeben, 
ſich dirett an den Grafen Bismarck zu wenden und 
dieſen zu bitten, Nachforſchungen nach ſeinem Sohne 
anſtellen zu laſſen. Der Miniſter-Präſident verſprach 
dem beſorgten Vater, ſein Möglichſtes zu thun, um 
ſeine Bitte zu erfüllen. Vor wenig Wochen wurde 
demſelben in der That durch das Miniſterium des 
Aeußern die erfreuliche Mittheilung, daß ſein Sohn 
wohlbehalten in Amerika angekommen ſei und ſich in 
einem Orte 80 Meilen hinter Buenos-Ayres befinde. 
Es ſtellte ſich darauf heraus, daß 5 Briefe des Sohnes 
hier nicht angekommen ſind. 

— Dem „Stockholmer Abendblatte“ wird fol- 
gende Schauergeſchichte unter dem 18. Februar aus 
Kopenhagen geſchrieben: „Der preußiſche Staat hat nach 
dem Frieden vom Jahre 1864 nicht alle däniſchen 
Kriegsgefangenen freigegeben, ſondern eine beträchtliche 
Anzahl derſelben, angeblich wegen verübter Disziplinar⸗ 
Fehler, zurückbehalten. Es geſchieht nun häufig, daß 
Soldaten, die man im Felde gefallen wähnte, plötzlich 
in ihrer Heimath erſcheinen, wo man ihrer langen Ab- 
weſenheit wegen ihr Eigenthum unter die rechtmäßigen 
Erben vertheilt hatte. Verheirathete Soldaten fanden 
ihre Weiber an andere Männer verehelicht. Die Ab⸗ 
normitäten entſtanden nämlich durch das hinterliſtige 
Verfahren der preußiſchen Regierung, die niemals ein 
Verzeichniß der zurückgehaltenen unglücklichen Soldaten 
ausgab, noch den Gefangenen die Korreſpondenz ge⸗ 
ftattete, jo daß ihre Exiſtenz vollkommen unbekannt blieb. 
Es iſt daher möglich, daß Viele, welche als Todte be⸗ 
weint werden, noch heute in einer preußiſchen Feſtung 
ſchmachten, weil ſie während der Gefangenſchaft die 
Herren preußiſchen Offiziere nicht gegrüßt hatten, denn 
darin beſtehen gewöhnlich die Disziplinar-Vergehen. In 
Dänemark, wo man mit der „preußiſchen Gerechtig⸗ 
keit“ bekannt it, wundert man ſich über ein ſolches, 
dem Völkerrecht widerſtrebendes Verfahren kaum, nur 
herrſcht Eine Stimme der Empörung über die ſchänd⸗ 
liche, aller Menſchlichkeit hohnſprechende Behandlung, 
welche dieſen Unglücklichen zu Theil wurde. In dieſen 
Tagen iſt wieder ein Soldat, nach fünfjähriger Gefan⸗ 
genſchaft, zurückgekehrt, und zwar mit ſichtlichen Zeichen 
einer in Folge erlittener dauernder Mißhandlungen ent⸗ 
ſtandenen Geiſtesſtörung. (Daß an dieſer ganzen Mord- 
geſchichte kein wahres Wort iſt, bedarf nicht der aus⸗ 
drücklichen Verſicherung.) 

Wien. Einem ungariſchen Blatte wird von hier 
geſchrieben: Bel der in Neudorf inhaftirten Julie Eber- 
genyi macht ſich etwa ſeit der Zeit, als fie die vielen 
Worte des Troſtes des Kardinals Rauſcher während 
deſſen Anweſenheit daſelbſt empfing, eine unüberwindliche 
Schreibluſt bemerkbar, welche man von Auffichtswegen 
auch gewähren läßt. Eine wahre Manie legte ſie an 
den Tag, gerade den Dr. Neuda mit Seiten und Sei- 
ten langen Korreſpondenzen zu beſtürmen, ohne daß die⸗ 
ſelben indeſſen an deſſen Adreſſe gelangten, wie ich höre, 
deshalb nicht, weil Dr. Neuda mit der Einbehaltung 
der Schreibereien einverſtanden if. Es wird als irr⸗ 
thümlich bezeichnet, wenn behauptet wird, ſie trage ſich 
noch immer Chorinsky's wegen mit Gedanken; wenn 
ihr künſtlich dieſer Name in den Weg gelegt wurde, jo 
bemerkt man wiederholt an ihr untrügliche Anzeichen 
eines tiefen Abſcheues. Sie geſteht ihre Schande, nicht 
aber das Verbrechen, das fie büßt, ein. 
ren denn auch alle ihre Schreibereien, die nicht wenig 
Spitzfindigkeit verrathen. Ihr Zuſtand iſt am beſten 
ſo zu charalteriſiren: ſie glaubt, nachdem ſie ſich ſelber 
jo Manches ein- und ausgeredet hat, ſteif und feſt 
daran, nicht den Mord in München begangen zu haben. 
Es ſind ihre diesfälligen Betheuerungen nicht mehr als 
Heuchelel, ſondern ganz einfach als fixe Idee zu be⸗ 
zeichnen. 

Paris. Die Aſſiſen des Seine-Departements 
werden nächſtens über einen Mordprozeß voll der unge- 
wöhnlichſten Details zu urtheilen haben. Am Anſange 
vorigen Monats wurden an verſchiedenen Orten die 
Glieder eines zerſtückelten, ſichtlich ermordeten Mannes 
gefunden. 
ſtellten Recherchen zu Tage, daß man es hier mit den 
Leichentheilen eines in der unterſten Welt als Libertin 
bekannten alten Mannes, eines Hrn. Lin. ., zu thun 
Noch ſchwieriger geſtaltete ſich die Entdeckung 
Es fehlte faſt an jedem Fingerzeig über 


letzten Tagen iſt es endlich gelungen, die voraus ⸗ 


„ er 
S 


Hierauf baſi⸗ 


Erſt nach vieler Mühe brachten die ange- | 


tern der Gemeinde-Vorſtände aus norddeutſchen Feſtun⸗] Geſträuches ihre vorjährigen Triebe gar nicht verloren. sichtlich Schuldigen zu entdecken. An ihrer 


Spitze de⸗ 
finden ſich zwei Hetären, in deren Geſellſchaft Hr. Lin. 
kurz vor ſeinem Tode geſehen wurde. Auch das Motiv, 
welches dem Verbrechen zu Grunde lag, iſt bereits er⸗ 
gründet. Man hat erfahren, daß Lin... außer einer 
Rente von 1300 Fres., welche ihm ein Stiefbruder 
zahlte, 1130 Fres. Erſparniſſe hatte. Dieſe fehlen, 
und man muthet den Angeklagten nicht ohne Grund 
zu, daß ſie ſich dieſer Erſparniſſe bemächtigt haben. 
Vor der Hand befinden ſich die zwei Mädchen in 
St. Lazaire in Unterſuchungshaft. 


Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 3. März. Witterung: leicht bewölkt, Nachts 
leichter Schneefall. Temperatur - 3 R. Wind NO. 
Weizen wenig verändert, pr. 2125 Pfd loco gelber 
inländ. 65—67½ , feiner 68 ½ , bunter 62 bis 
67½ , weißer 66—70 , ungar. 55—57½ 5 
beſſerer 58—61 , feinſter 62 —63½ , 8 880d. 
Frühjahr 67¼, 68 9% bez. u. Br., 671, Go., Mai⸗ 
Juni 68 bez. 

Roggen Termine — verändert, loco ſchwer ver⸗ 
käuflich, per 2000 Pfd. loco 48—49%½ , 86pfd. effektiv 
50 * bez., Frühjahr 49¼, ½% ½ bez., Br. u. Gd., 
Mai⸗Juni 50, 49% 4 bez., 50 Br., Juni-Juli 51 Br. 

Gerſte unverändert ſtill, pr. 1750 Pfd. loco ungar. 
39 —46 ½ Fa ' 

Hafer flauer, pr. 1300 Pfd. loco 32 —33½ , 
pomm. 34 , 47 — 50pfd. Frühjahr 3414, 83 bez., 
Mai⸗Juni 33%, bez. u. Br. 

Erbſen ſtill, pr. 2250 Pfd. loco Futter- 55 —56 
Fu 56—57 , Frühjahr Futter- 55 % Br, 


Rüböl feſt u. höher, loco 10 %½ Br., März⸗April 
und April-Mai 9% % Br., September⸗Oktober 10 ¼ 
Kg bez. u. Br. 

Spiritus fefter, loco ohne Faß 14½2, ½ u 
bez., kurze Lieferung 14 9% bez., mit Faß 14% . 
bez., Frübjahr 15 * bez. u. Gd., Mai⸗Juni 15 ½ 9% 
Gd., 15%, Br., Juni⸗Juli 15½ 9% Br., Juli⸗Auguſt 
15%, l bez. u. Br., Auguſt⸗Septbr. 16 bez. u. Br. 

Regulirungspreiſe: Weizen 69, Roggen 50, 
Rüböl 9%, Spiritus 15. ö 

Landmarkt. 

Weizen 63—69 „Roggen 48—51 , Gerſte 

1 220 A, Hafer 33—35 , Erbſen 55—58 , Heu 


Kr pr. Centner, Stroh 8 10 


Stettim, den 3 März. 
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Preußische National⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft 


in Stettin. 
Die Aktionaire der Preußiſchen National⸗Verſicherungs⸗ 


Geſellſchaft werden in Gemäßheit des 8. 29 des revidirſen 
Statuts zu der 


am 3. April er, Vormittags 10 Uhr, 
im hieſigen Börſengebäude abzuhaltenden 24. ordentlichen 
General-Verſammlung hiermit eingeladen. 
Die Stimmkarten werden gegen Legitimation im Bureau 
der Geſellſchaft, große Oderſtraße Nr. 7, am 1. und 2. 
April er. verabfolgt und nur ausnahmsweiſe an fremde 
zureiſende Aktionaire noch am Morgen vor der General- 
Verſammlung im Börfengebäude ausgefertigt werden. 
Beer gedruckte Rechnungsabſchluß pro 1868 iſt vom 
21. März cr. ab auf unſerem Bureau entgegen zu nehmen. 

Stettin, den 1. März 1869, 


Der Verwaltungsrath 4 
der Preußichen National + Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft. 4 
Ferd. Brumm. G. Bartels. 
©. F. Bävenroth. Albert de In * 
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